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Das Urteil des Landesarbeitsgerichts

Berlin-Brandenburg hat für ein weit-

reichendes Echo in der Presse gesorgt.

Worum ging es in dem Fall?

Die Klägerin war seit mehr als 30 Jah-
ren bei der beklagten Supermarktkette
als Kassiererin beschäf-
tigt. Eine andere

Mitarbeiterin teilte dem Marktleiter
mit, dass sie beobachtet habe, wie die
Klägerin zwei ihr nicht gehörende Kas-
senpfandbons im Wert von 0,48 € und
0,82 € aus dem Kassenbüro entnom-
men und für sich eingelöst habe. Die
Klägerin wurde in mehreren Personal-

gesprächen mit dem auf sie las-
tenden Verdacht und ins-

besondere mit den
Verdachtsmo-

menten konfrontiert und zu einer Stel-
lungnahmen aufgefordert. Sie verwi-
ckelte sich dabei in Widersprüche;
schließlich bezichtigte sie auch eine
andere Kollegin der Tat. Für die Super-
marktkette stand nach diesen Anhö-
rungen die Klägerin im Verdacht, die
Kassenpfandbons an sich genommen
und für einen eigenen Einkauf ver-
wandt zu haben. Da ihr die Tat nicht
vollständig nachgewiesen werden
konnte, sprach der Arbeitgeber eine
fristlose Kündigung in der Form einer
sog. Verdachtskündigung aus. 

Um was geht es bei einer Verdachts-

kündigung?

Bei einer Verdachtskündigung besteht,
anders als bei der sog. Tatkündigung
eben nicht der endgültige Nach-
weis, dass der Arbeitnehmer eine
Straftat begangen hat. Es liegen
nur massive Tatsachen vor, die
den Verdacht einer strafbaren
Handlung rechtfertigen. Weil es
sich eben nur um einen Ver-
dacht handelt, muss dem Ar-
beitnehmer vor Ausspruch ei-
ner Verdachtskündigung Gele-
genheit gegeben werden, sich
zu den ihm gegenüber erhobe-
nen Vorwürfen zu äußern.

Diebstahl am Arbeitsplatz –

Viel Lärm um Nichts?

| Redaktion

In der Presse hat das Urteil des Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg vom 24.02.2009 – AZ: 
7 Sa 2017/08 – für erheblichen Wirbel gesorgt. Die Kassiererin eines Supermarktes, 31 Jahre lang
dort beschäftigt und Mutter mehrerer Kinder, war wegen der Unterschlagung von Kassen-
pfandbons im Wert von 1,30 € fristlos gekündigt worden. Weite Teile der Bevölkerung haben
dieses Urteil nicht verstanden. Die Äußerung des Vizepräsidenten des Deutschen Bundestages,
Wolfgang Thierse, es handele sich um „ein barbarisches Urteil von asozialer Qualität“ sei bei-
spielhaft erwähnt. Wir haben den Fachanwalt für Arbeitsrecht Rolf Krügermeyer-Kalthoff (Köln)
zu der Problematik befragt, um Klarheit über den Fall im Speziellen und die juristische Bewer-
tung im Allgemeinen zu bringen. 
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Hierzu dienten im vorliegenden Fall die
verschiedenen Personalgespräche. 

In welchem Umfang muss der Arbeit-

geber denn den Sachverhalt ermitteln

und aufklären?

Das Maß dessen, was ein Arbeitgeber 
zur Aufklärung des Verdachts tun muss,
hängt von den Umständen des Einzel-
falls ab. Auf jeden Fall darf der Arbeit-
geber sich nicht nur darauf beschrän-
ken, negative, den verdächtigen Ar-
beitnehmer belastende Tatsachen zu
ermitteln. 

Dann ist es also richtig, dass der von

einer Verdachtskündigung betroffene

Arbeitnehmer seine Unschuld bewei-

sen muss?

Nein, das ist nicht richtig. Es bleibt 
letztlich den Arbeitsgerichten vorbe-
halten, darüber zu entscheiden, ob die
vom Arbeitgeber vorgetragenen Tatsa-
chen eine Verdachtskündigung als be-
gründet erscheinen lassen. 

Für viele ist schwer zu verstehen, dass

Manager, die Millionen verzockt und

z.B. eine Bank an den Rand des Ruins

geführt haben, mit hohen Abfindun-

gen gehen und einer Arbeitnehmerin

wegen 1,30 € fristlos gekündigt wird. 

Die beiden geschilderten Fälle lassen
sich überhaupt nicht vergleichen.
Sollte einem Manager eine schuldhaft
begangene Pflichtverletzung nachge-
wiesen werden können, dann wird er
das Unternehmen nicht mit einem
„Goldenen Handschlag“ verlassen. Er
ist genauso von einer fristlosen Kün-
digung bedroht wie die Arbeitnehme-
rin im Falle des Landesarbeitsgerichts
Berlin-Brandenburg; eventuell drohen
ihm sogar Schadenersatzansprüche. 
Im Übrigen darf ich daran erinnern,
dass es auch andere Formen gravieren-
der Pflichtverletzungen gibt, die ggfs.
mit fristloser Kündigung beantwortet
werden können: Spesenbetrug, Zeit-
diebstahl (Bummeln, Surfen oder Tele-
fonieren während der Arbeitszeit) oder
sexuelle Belästigung. In allen Fällen
gilt: Null Toleranz.

Das Landesarbeitsgericht Berlin-Bran-

denburg hat durchblicken lassen, dass

es davon überzeugt sei, dass die Kläge-

rin die beiden Kassenpfandbons wider-

rechtlich selbst eingelöst hat. Können

Sie uns das erklären?

Im Rahmen der Berufungsverhandlung
hatte die Klägerin auch vor dem Lan-
desarbeitsgericht widersprüchliche
Aussagen zum Sachverhalt gemacht.
Deshalb hat die Kammer ausgeführt,
dass sie eigentlich auch davon aus-
gehe, dass die Kündigung als sog. Tat-
kündigung gerechtfertigt gewesen sei. 

Spielt der Wert der unterschlagenen

Sache denn überhaupt gar keine Rolle?

Das kommt darauf an. Jede Kündigung
ist ein einzelner, individuell zu betrach-
tender und individuell zu entscheiden-
der Fall. Generell lässt sich nur sagen,
dass kein Arbeitnehmer berechtigt ist,
auch nur geringwertige Güter aus dem
Vermögen des Arbeitgebers für eigene
Zwecke zu verbrauchen. Dies gilt sogar
dann, wenn es sich, wie z.B. im Einzel-
handel vorstellbar, um Lebensmittel
handelt, bei denen das sog. Mindest-
haltbarkeitsdatum abgelaufen ist. 
Entscheidend ist allerdings auch im-
mer die Position, die der Arbeitnehmer
einnimmt: Auch die Entwendung von
bspw. zahntechnischen Werkzeugen,
die unter Umständen nur einen gerin-
gen Wert haben, muss ein Laborinha-
ber nicht hinnehmen. Seit der Recht-
sprechung des Bundesarbeitsgerichts
zum berühmten „Bienenstich-Fall“ aus
dem Jahre 1984 muss jedem klar sein,
dass auch die Entwendung geringwer-
tigster Gegenstände eine fristlose Kün-
digung des Arbeitsverhältnisses nach
sich ziehen kann. Nochmals: Entschei-
dend ist nicht der eingetretene Scha-
den, sondern der eingetretene Vertrau-
ensverlust.

Nach dem Urteil des Landesarbeitsge-

richts Berlin-Brandenburg ist in der

Presse über andere arbeitsgerichtliche

Entscheidungen berichtet worden, bei

denen es um etwa gleiche Sachverhalte

ging und bei denen die Kündigungen

unwirksam waren. Können Sie uns dies

erklären?

Sie sprechen das Urteil des Arbeitsge-
richts Dortmund vom 10.03.2009 an.
Darin wurde die fristlose Kündigung ei-
nes Bäckers, der einen Brotaufstrich für
0,50 € verzehrt hatte, für unwirksam
gehalten. Das Gericht schloss bei ihm
auf eine ehrliche Grundhaltung, weil er

von sich aus zugegeben hatte, den Be-
lag probiert zu haben. In einem ande-
ren Fall scheiterte die Kündigung, weil
die formalen Voraussetzungen einer
ordnungsgemäßen Betriebsratanhö-
rung nicht erfüllt waren.

Welchen Tipp können Sie Arbeitgebern

aber auch Arbeitnehmern geben?

Der Arbeitgeber, der von seinem Mitar-
beiter bestohlen wird, kann und darf
dies nicht hinnehmen. Ob die fristlose
Kündigung jedes Mal das letzte Mittel
ist, hängt auch von der Unternehmens-
kultur ab. Ich könnte mir vorstellen,
dass es auch andere Reaktionsmög-
lichkeiten, zumindest beim ersten Mal,
geben kann. 
Allen Arbeitnehmern kann ich nur drin-
gend raten, sich auch nicht ansatz-
weise in die Gefahr zu begeben, wegen
eines Diebstahls oder einer sonstigen
strafbaren Handlung in einen Verdacht
zu geraten. Eher sollte man den Arbeit-
geber vorab fragen, ob man dieses oder
jenes Teil mit nach Hause nehmen
kann. Damit sind dann alle Unklarhei-
ten beseitigt. Und im übrigen: Der Ehr-
liche ist nicht immer der Dumme.

Herr Krügermeyer-Kalthoff, wir dan-

ken für dieses aufschlussreiche Ge-

spräch. 
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Lithium-Disilikat

für alle Einzelzahn-
Restaurationen

all ceramic

all you need

IPS e.max – Ein System für alle Indikationen

Wenn es um Einzelzahn-Restaurationen
geht, ist IPS e.max Lithium-Disilikat  
das Material Ihrer Wahl: 

• hochästhetische Lösungen – 

dank natürlichem Farbverhalten und 

optimalem Lichtdurchfluss

• langlebige Restaurationen – aufgrund 

der hohen Festigkeit (360 – 400 MPa)

• vielfältiger Einsatz – für dünne Veneers, 

Inlays, Kronen und Implantatarbeiten

• flexible Befestigungsmöglichkeiten – 

konventionell oder adhäsiv


